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Bebauungsplan Nr. 155: „Bereich Borkener Straße 128 bis 140“ 

 

Zusammenfassung der Anregungen und Hinweise aus der Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB und aus der erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4a BauGB i.V.m. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 
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1. Anregungen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB 

Vorbemerkung: Die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (2) BauGB fand im Zeitraum vom 12.09. bis zum 12.10.2019 statt. Die öffentliche 
Auslegung wurde im Amtsblatt Nr. 15/2019 der Stadt Coesfeld am 03.09.2019 öffentlich bekannt gemacht. 

In diesem Rahmen wurden folgende Hinweise, Anregungen oder Bedenken (s. Anlage 6) geäußert. 

Die aus der Öffentlichkeit vorgebrachten Anregungen, Bedenken und Hinweise sind im Folgenden zusammengefasst. Es wird jedoch darauf 
hingewiesen, dass sich die Stellungnahmen auf den Planstand vom 12.09.2019 beziehen. Im Nachgang hat ein intensiver informeller Beteiligungs- 
und Abstimmungsprozess mit den Betroffenen stattgefunden, wodurch der Bebauungsplanentwurf grundlegend geändert worden ist. So ist z.B. 
der aktuelle Regelungsinhalt des Bebauungsplans (Stand März 2022) deutlich ausgeprägter, als es im damaligen Bebauungsplanentwurf (Stand 
September 2019) der Fall gewesen ist. Nicht nur weist der Bebauungsplan damit nun die Voraussetzungen eines qualifizierten Bebauungsplans 
gem. § 30 (1) BauGB auf – insofern handelt es sich nicht mehr um einen einfachen Bebauungsplan, dessen fehlende Regelungsinhalte auf Basis 
des § 34 BauGB beurteilt werden, ferner hat auch eine Anpassung des Geltungsbereiches stattgefunden.  

Nr. Stellungnahme Inhalt der Anregung Abwägung Beschlussvorschlag 

1.1 ST Nr. 1.1  

Schrieben vom 
05.10.2019 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei der 
Entstehung des Plangebietes gezielt nicht 
störendes Kleingewerbe und Betriebsleiter-
wohnungen zugelassen worden wären. 
Entsprechend zeige sich die heutige Be-
bauung ausschließlich in ein- bis zweige-
schossiger Bauweise.  

Es wird ergänzend die Frage gestellt, wes-
halb im Bebauungsplanentwurf drei Vollge-
schosse vorgesehen seien, wohingegen 
diese in der Umgebung nicht vorhanden 
seien.  

Der Hinweis auf die bestehende Art der 
baulichen Nutzung und die Geschossigkeit 
werden zur Kenntnis genommen.  

Im Bebauungsplan wird der Bestand so-
wohl über die festgesetzte Art der bauli-
chen Nutzung als auch über das festge-
setzte Maß der baulichen Nutzung berück-
sichtigt und verträglich weitergeführt.  

Entgegen der Annahme, dass ausschließ-
lich Betriebsleiterwohnungen im Baugebiet 
vorhanden seien, ist gleichwohl auch allge-
meines Wohnen genehmigt worden, das im 
Rahmen der Festsetzung der Art der bauli-
chen Nutzung berücksichtigt werden muss. 
Über die Festsetzung eines Mischgebietes 
sind daher sowohl nicht störendes (Klein-) 
Gewerbe als auch Wohnen zulässig.  

Die Aussage hinsichtlich der Zulässigkeit 
von drei Vollgeschossen bezieht sich auf 
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den Planstand vom 12.09.2019 und ist 
nicht mehr Bestandteil des aktuellen Be-
bauungsplanentwurfes. Grundlage der da-
maligen planerischen Überlegung war es, 
dass auch ohne das angesprochene Bau-
vorhaben bereits Gebäude bis zu einer 
Höhe von ca. 9,50 m und 3 Nutzungsebe-
nen sowohl zu Wohn- als auch zu Gewer-
bezwecken auf Basis des § 34 BauGB un-
strittig zulässig gewesen sind. Darüber hin-
aus sollte der Bebauungsplan dazu dienen, 
die Wohnbedürfnisse, Coesfelds Innenent-
wicklung und die Bedürfnisse der lokalen 
Wirtschaft zu fördern. Dies ist aber nur er-
reichbar, wenn die bauliche Ausnutzung 
entsprechend festgesetzt wird. Zumal ein 
wesentliches Ziel war, Rechtsklarheit und 
Planungssicherheit im Plangebiet zu schaf-
fen.  

Auf Basis der stattgefundenen Beteili-
gungsveranstaltungen sind der Bebau-
ungsplanentwurf und die zugrundliegende 
städtebauliche Konzeption angepasst wor-
den. Die Geschossigkeit wird entsprechend 
im gesamten Plangebiet auf zwei Vollge-
schosse begrenzt, wobei die Regelungen 
des § 2 (6) BauNVO zu beachten sind, 
nach der eine 3. Nutzungsebene, z.B. in 
Form von Staffelgeschossen, generell zu-
lässig ist. Um für städtebaulich vertretbare 
Dimensionen zu sorgen, wird eine Abstu-
fung in Form von max. Gebäudehöhen vom 
Süden bzw. Westen nach Nordosten im Be-
bauungsplan festgesetzt.  
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Somit werden die o.g. Ziele des Bebau-
ungsplans und die implizit aufgeführten Be-
denken (nämlich Ablehnung von drei Voll-
geschossen) in Einklang miteinander ge-
bracht und ein Kompromiss zwischen den 
tlw. entgegenstehenden Belangen erreicht. 

Ein Beschluss ist daher nicht erforderlich.  

Es wird auf die Baugenehmigung BH 
0080/18 mit Bescheid vom 11.02.2019 hin-
gewiesen und darauf, dass die unmittelbar 
angrenzenden Nachbarn eine Fachauf-
sichtsbeschwerde bei der obersten Bauauf-
sichtsbehörde, dem Ministerium für Hei-
mat, Kommunales, Bau und Gleichstellung 
NRW eingereicht hätten. Die Entscheidung 
sei sodann an die obere Bauaufsichtsbe-
hörde des Kreises Coesfeld delegiert wor-
den. Eine Entscheidung sei zum Zeitpunkt 
der Stellungnahme noch nicht mitgeteilt 
worden, es würde aber vermutet, dass die 
obere Bauaufsicht die Auffassung vertrete, 
die Baugenehmigung hätte nicht erteilt wer-
den dürfen. Zudem wird die Frage gestellt, 
weshalb man die Fachaufsichtsbe-
schwerde nicht als Anlass genommen 
habe, die erteilte Baugenehmigung aufzu-
heben und einen Baustopp zu verhängen, 
um die Rechtslage zu klären.  

Es wird ferner darauf hingewiesen, dass 
das o.g. Bauvorhaben auf Basis des § 34 
BauGB genehmigt worden sei, jedoch der 
Tatbestand des „sich in die nähere Umge-
bung Einfügens“ missachtet worden sei. 
Zudem sei die Baugenehmigung sehr 

Die vorgebrachten Hinweise und Vorwürfe 
beziehen sich ausnahmslos auf das mittler-
weile abgeschlossene Verfahren der Bau-
genehmigung BH 0080/18 und die in die-
sem Zuge eingereichte Fachaufsichtsbe-
schwerde. Sie betreffen daher nicht das 
vorliegende Bauleitplanverfahren, sondern 
die mittlerweile rechtskräftige Baugenehmi-
gung. Aus diesem Grund ist eine Abwä-
gung der vorgetragenen Hinweise und Vor-
würfe im Rahmen des vorliegenden Bebau-
ungsplanverfahrens nicht erforderlich.  

Ein Beschluss ist daher nicht erforderlich. 
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schnell erteilt worden, was bei anderen 
Bauwilligen jedoch nicht der Fall sei. Hin-
sichtlich der Baugenehmigung wird eine 
entscheidungsleitende Willkür seitens des 
Bauamtes unterstellt. Ergänzend wird vor-
geworfen, dass bewusst nicht die betroffe-
nen Nachbarn im Rahmen des Bauantra-
ges beteiligt worden seien, um das Vorha-
ben durchzusetzen und dass das Verwal-
tungshandeln im Zusammenhang mit Ge-
mauschel und Vetternwirtschaft stünde.  

Es wird beanstandet, dass im Rahmen der 
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 155 
ausschließlich die Interessen des Bauher-
ren der Grundstücke Borkener Str. 138 a 
und b Berücksichtigung fänden, wohinge-
gen die Umgebung unbeachtet bliebe. 

Die Kritik hinsichtlich der ausschließlichen 
Berücksichtigung der Interessen des be-
nannten Bauherren werden zur Kenntnis 
genommen.  

Im Rahmen der Offenlage gem. § 3 (2) 
BauGB ist der Öffentlichkeit ausreichend 
Gelegenheit zur Stellungnahme und somit 
zur Beteiligung an der Aufstellung des Be-
bauungsplanes gegeben worden. Eine ein-
seitige Berücksichtigung der Interessen ei-
nes einzelnen Bauherrn ist rechtlich nicht 
zulässig und würden im schwerwiegends-
ten Fall auch zu der Nichtigkeit des Bebau-
ungsplanes führen. Die von der Öffentlich-
keit und den Behörden / sonstigen Trä-
ger:innen öffentlicher Belange vorgebrach-
ten Anregungen, Bedenken und Hinweise 
werden daher gem. § 1 (7) BauGB vollstän-
dig in die Abwägung eingebracht und sach-
gerecht unter- und gegeneinander abgewo-
gen. Zudem erfolgte eine breite informelle 
Öffentlichkeitsbeteiligung im Jahr 2021 
durch verschiedene Diskussions- und 
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Abstimmungsrunden, in denen die Planung 
umfänglich gemeinsam mit allen von der 
Planung betroffenen erarbeitet worden ist. 

Ein Beschluss ist daher nicht erforderlich. 

Es wird angeregt die Art der baulichen Nut-
zung als Mischgebiet gem. § 6 BauNVO für 
das gesamte Plangebiet festzulegen. Die 
Stadt Coesfeld sei in den Planunterlagen 
selbst zu der Einschätzung gekommen, 
dass es sich um ein Mischgebiet handle, 
habe jedoch auf eine entsprechende Aus-
weisung verzichtet, sodass künftige Vorha-
ben hinsichtlich der Art der baulichen Nut-
zung auf Basis des § 34 BauGB zu beurtei-
len wären.  

Es wird nach einer Begründung hierfür ge-
fragt und bemängelt, dass dadurch Fest-
setzungen vermieden würden, auf die sich 
Nachbarn im Klageweg gegen künftige 
Baugenehmigungen beziehen könnten, um 
sich gegen derartige erfolgreich zu wehren.   

Der Anregung, die Art der baulichen Nut-
zung als Mischgebiet gem. § 6 BauNVO 
auszuweisen wird gefolgt. Im gänzlich 
überarbeiteten Bebauungsplanentwurf zur 
erneuten Offenlage ist für das gesamte 
Plangebiet ein Mischgebiet gem. § 6 
BauNVO festgesetzt.  

Die Stadtverwaltung war in der damaligen 
Planungskonzeption davon ausgegangen, 
dass ein sog. faktisches Baugebiet gem. § 
34 (2) BauGB (Mischgebiet) vorliegt, so-
dass die planungsrechtliche Zulässigkeit 
klar geregelt ist. In diesem Fall ist es städ-
tebaulich nicht erforderlich, und damit bau-
rechtlich auch gar nicht zulässig, eine der-
artige Festsetzung zu treffen. Denn gem. § 
1 (3) sind Bauleitpläne nur dann aufzustel-
len, wenn und soweit sie für die städtebau-
liche Entwicklung und Ordnung erforderlich 
sind. Im vorliegenden Fall hat sich die Pla-
nungskonzeption u.a. aufgrund des intensi-
ven Beteiligungsprozesses gegenüber dem 
Stand von 2019 derartig geändert, dass 
nun ein städtebauliches Erfordernis zur 
Feingliederung der Art der baulichen Nut-
zung gesehen wird. Daher wird die Art der 
baulichen Nutzung im vorliegenden Bebau-
ungsplan über entsprechende Festsetzun-
gen, u.a. zum Ausschluss sonst allgemein 

Beschlussvorschlag 1.1 

Es wird beschlossen, der An-
regung der Anregung die Art 
der baulichen Nutzung als 
Mischgebiet gem. § 6 
BauNVO festzulegen zu fol-
gen und im Bebauungsplan 
eine entsprechende Festset-
zung zu treffen. 
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oder ausnahmsweise zulässiger Nutzun-
gen im Mischgebiet, geregelt.  

1.2 ST Nr. 1.2.  

Schrieben vom 
02.10.2019 

Es wird darauf hingewiesen, dass sich die 
geplante Bebauung (Borkener Str. 138 a 
und b) hinsichtlich ihrer Art (Mehrfamilien-
haus) und der Geschossigkeit (dreige-
schossig) nicht in die nähere Umgebung 
einfüge, die durch Einfamilienhäuser mit 
max. zwei Vollgeschossen sowie Betriebs-
leiterwohnungen und Kleinbetrieben ge-
prägt sei. Außerdem seien bei der Geneh-
migung Gesetze nicht beachtet worden.  

Es wird in diesem Zuge befürchtet, dass die 
Gebäude als Referenzobjekte für die Zu-
lässigkeit ähnlicher Gebäude im Baugebiet 
„Bernings Esch“ herangezogen werden 
könnten.  

Ergänzend wird außerdem vorgeworfen, 
dass Gewerbe- und Wohnungssuchende 
bevorzugt würden und eine Beteiligung der 
restlichen Bevölkerung nicht stattfinden 
würde. 

Die vorgebrachten Hinweise und Be-
schwerden werden zur Kenntnis genom-
men. Sie betreffen nicht das Verfahren der 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 155, 
sondern das mittlerweile abgeschlossene 
Genehmigungsverfahren der Bebauung 
auf den Grundstücken Borkener Straße 
138 a und b.  

Die nun bereits fertiggestellten Gebäude 
können im Übrigen keine Funktion als Re-
ferenzobjekte übernehmen, da sich der Be-
reich „Bernings Esch“ im Außenbereich be-
findet, in dem eine Zulässigkeit nach § 34 
BauGB mit dem Tatbestand des „Sich Ein-
fügens“ ohnehin nicht möglich ist. Die künf-
tige Bebauung kann lediglich auf Basis ei-
nes dafür noch aufzustellenden Bebau-
ungsplans beurteilt werden, zu dessen 
Festsetzungen ebenfalls die gesetzlich er-
forderlichen Beteiligungsgelegenheiten ge-
geben werden.  

Eine Beteiligung der Öffentlichkeit an Bau-
genehmigungsverfahren ist rechtlich nicht 
zwingend erforderlich und in der Praxis 
auch nicht üblich.  

Ein Beschluss ist daher nicht erforderlich. 

 

Es wird zu bedenken gegeben, dass eine 
Bebauung mit Mehrfamilienhäusern mit 
mehr als zwei Vollgeschossen den 

Die Bedenken hinsichtlich der Veränderung 
des Gebietes durch eine Bebauung mit 
Mehrfamilienhäusern in zweigeschossiger 

Beschlussvorschlag 1.2 a) 

Es wird beschlossen, der An-
regung, Mehrfamilienhäuser 
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familiären Charakter des gesamten Berei-
ches nachhaltig negativ verändere.  

 

Bauweise werden zur Kenntnis genom-
men.  

Im Bebauungsplan wird die Geschossigkeit 
auf maximal zwei Vollgeschosse festge-
setzt. Dies entspricht sowohl dem üblichen 
Baustandard als auch dem Bestand, wo-
runter ebenso die bereits errichteten Mehr-
familienhäuser fallen. Gemäß § 2 (6) BauO 
NRW ist jedoch eine dritte Nutzungsebene 
zulässig, wenn diese eine Grundfläche von 
max. 3/4 der Grundfläche des darunterlie-
genden Geschosses aufweist. Im Rahmen 
des Beteiligungsprozesses ist auf diesen 
Sachverhalt hingewiesen worden und dar-
gelegt worden, welche Festsetzungen ge-
troffen werden müssten, um dies zu verhin-
dern – unabhängig davon, ob sich eine sol-
che Festsetzung städtebaulich einwandfrei 
begründen ließe. Im Ergebnis einer Abstim-
mung (s. Anlage 14) zeigte sich allerdings, 
dass derartig strikte Festsetzungen zur 
max. Höhe der Gebäude nicht gewünscht 
sind. 

Um die Belange dennoch untereinander 
abzuwägen und einen Kompromiss hin-
sichtlich Ausnutzbarkeit und Erhalt des 
(sehr heterogenen) Bestandes / Gebietsch-
arakters zu erreichen, wird im aktuellen Be-
bauungsplanentwurf eine abgestufte Hö-
henentwicklung nach Nordosten vorgese-
hen, wodurch an die Strukturen der Lin-
denallee angeknüpft wird. Nach Süden 
bzw. Westen wird eine größere Bebauung 

nicht zuzulassen, nicht zu fol-
gen.  

 

Beschlussvorschlag 1.2 b) 

Der Anregung, nicht mehr als 
zwei Vollgeschosse zuzulas-
sen, wird durch die im Bebau-
ungsplan festgesetzte Zuläs-
sigkeit von max. II Vollge-
schossen gefolgt.   
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vorgesehen, u.a. aufgrund des Übergangs 
zu gröberen Strukturen.  

Für die Beschränkung von Wohneinheiten 
zur Vermeidung von Mehrfamilienhäusern 
ist keine städtebauliche Grundlage gege-
ben. Eine solche Festsetzung wäre z.B. 
denkbar im Rahmen eines reinen Wohnge-
bietes, wenn dies einer klaren städtebauli-
chen Konzeption zugrunde liegen würde, 
die ein Einfamilienhausgebiet vorsähe. 
Vorliegend handelt es sich allerdings um 
ein Mischgebiet, das durch Gewerbe und 
Wohnen geprägt ist. Eine städtebaulich ne-
gative Wirkung eines Mehrfamilienhauses 
– zumal in maximal 2 geschossiger Bau-
weise und damit ohnehin nicht überdimen-
sioniert – kann daher nicht unterstellt wer-
den. Die Wohneinheiten zu beschränken, 
wäre daher ein nicht gerechtfertigter und 
damit unzumutbarer bzw. nicht rechtmäßi-
ger Eingriff in das Eigentumsrecht, das ver-
fassungsrechtlich in Art. 14 GG geschützt 
ist.    

Es wird darauf hingewiesen, dass der Be-
bauungsplanentwurf (Stand: September 
2019) abgelehnt werde. 

Der Hinweis auf die Ablehnung des Bebau-
ungsplanentwurfs (Stand: September 
2019) wird zur Kenntnis genommen.  

Eine Abwägung der Belange ist vorliegend 
nicht möglich, da der Bebauungsplan als 
Ganzes abgelehnt wird, nicht jedoch darge-
legt wird, aus welchen Gründen dieser ab-
gelehnt wird.  

Hinsichtlich der generellen Ablehnung des 
Bebauungsplanes wird darauf verwiesen, 
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dass die Gemeinde Bauleitpläne aufzustel-
len hat, sobald und soweit dies für die städ-
tebauliche Entwicklung und Ordnung erfor-
derlich ist (§ 1 (3) BauGB). Dies ist vorlie-
gend der Fall, da mit dem Bebauungsplan 
u.a. Planungs- und Rechtssicherheit er-
reicht sowie aber auch das Ortsbild weiter-
geführt und dem steigenden Bedarf an 
Wohnungen und Gewerbeflächen entspro-
chen werden soll. Eine detaillierte Be-
schreibung des Erfordernisses zur Bauleit-
planung ergibt sich aus der Begründung 
zum Bebauungsplan.  

Ein Beschluss ist daher nicht erforderlich. 

1.3 

 

ST Nr. 1.3 

 

Es wird zu bedenken gegeben, dass sich 
ein Gebäude mit drei Vollgeschossen nicht 
in die umgebende Bebauung einfüge, da 
diese durch gewerblich genutzte Gebäude 
in maximal zweigeschossiger Bauweise 
geprägt sei. Ein Gebäude mit drei Vollge-
schossen sei im Umfeld nicht vorhanden. 
Stellenweise würden die Gebäude zwar an 
eine Höhe von 10 m heranreichen, aller-
dings würden diese einen anderen Charak-
ter aufweisen und sich daher in die Wohn-
bebauung einfügen.  

Die Bedenken, dass sich die geplante Be-
bauung hinsichtlich der Geschossigkeit und 
Gebäude nicht in die Umgebung einfüge 
wird zur Kenntnis genommen.  

Es ist offensichtlich, dass sich die Stellung-
nahme nicht auf die Festsetzung des Be-
bauungsplans Nr. 155 bezieht, sondern auf 
die Baugenehmigung der zwei Wohnge-
bäude an der Borkener Straße 139 a und b. 
Diese wird abgelehnt, da sie sich nicht in 
die nähere Umgebung einfügen würde. Da-
her ist eine Abwägung im Rahmen des vor-
liegenden Bauleitplanverfahrens nicht 
möglich, denn die Baugenehmigung ist 
nicht Teil dieses Verfahrens. Darüber hin-
aus sind die beiden Wohngebäude mittler-
weile ohnehin errichtet, unterliegen dem 
Bestandsschutz, der auch im Bebauungs-
planverfahren zu beachten ist.  
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Ein Beschluss ist daher nicht erforderlich. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die ange-
strebte maximale Bauhöhe von 10 m mit 
gleichzeitiger Zulassung von drei Vollge-
schossen einen Stilbruch für die umge-
bende Bebauung darstelle und daher nicht 
in einem „sauberen“ Verhältnis stünde.  

 

Die Bedenken hinsichtlich des Verlustes 
des Gebietscharakters sowie der festge-
setzten maximalen Höhen und der Ge-
schosszahl im Bebauungsplan (Stand: 
September 2019) werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

Die Festsetzungen des Bebauungsplans 
zum Maß der baulichen Nutzung (u.a. max. 
Baukörperhöhe und Geschossigkeit) sind 
nach dem intensiven Beteiligungsprozess 
angepasst worden. Im Grundsatz wird zwar 
weiterhin eine max. 10,00 m hohe Bebau-
ung zugelassen, u.a. auch weil diese be-
reits im Umfeld und Plangebiet selbst na-
hezu erreicht wird, jedoch wird die max. zu-
lässige Baukörperhöhe bei Flachdächern 
herabgesetzt. Begründet wird dies mit der 
unterschiedlichen Wirkung der Kubatur ei-
nes Gebäudes mit Flachdach gegenüber 
eines mit einem geneigten Dach. Die Ge-
schossigkeit wird auf max. zwei Vollge-
schosse begrenzt, was zwar grundsätzlich 
auch eine dritte Ebene ermöglicht (§ 2 (6) 
BauO NRW), jedoch aus o.g. Gründen für 
Gebäude mit einem Flachdach durch die 
festgesetzten maximalen Höhen be-
schränkt wird.  

Zur Borkener Straße und nach Westen wer-
den aufgrund der gröberen Strukturen im 
Umfeld jedoch weiterhin Gebäudehöhen 
von bis zu 10,00 m zugelassen. Somit wird 
dem Gebietscharakter insgesamt Rech-
nung getragen und sichergestellt, dass 

Beschlussvorlag 1.3 

Es wird beschlossen, den Be-
denken teilweise zu folgen 
und im Bebauungsplan die 
maximale Zulässigkeit von 
zwei Vollgeschossen festzu-
setzen. Die maximal zuläs-
sige Höhe der Baukörper wird 
zwar weiterhin im Bebau-
ungsplan mit 10 m festge-
setzt, jedoch im Sinne einer 
verträglichen Abstufung zur 
Lindenallee auf geneigte 
Dachformen reduziert. Im Üb-
rigen Plangebiet wird eine 10 
m hohe Bebauung für städte-
baulich verträglich und ver-
tretbar gesehen.   
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künftig auch noch Entwicklungsmöglichkei-
ten für die Eigentümer:innen bestehen.  

Der Umgang mit der Nachverdichtung von 
Flächen und die „extrem einseitige Bevor-
zugung“ von Interessen einer Bevölke-
rungsgruppe (hier Bürger, die Wohnraum 
benötigen) sowie ein fehlender Interessen-
austausch mit anderen Bevölkerungsgrup-
pen werden kritisiert.  

Die vorgebrachte Kritik wird zur Kenntnis 
genommen. Sie betrifft nicht das Bauleit-
planverfahren, sondern das Handeln der 
Verwaltung und der politischen Vertreter:in-
nen im Allgemeinen. Eine Stellungnahme 
hierzu im Rahmen des Bauleitplanverfah-
rens erübrigt sich.  

Ein Beschluss ist daher nicht erforderlich. 

 

Es wird kritisiert, dass die Anwohner bei der 
Genehmigung der Wohnhäuser (Borkener 
Str. 139 a und b) nicht beteiligt worden 
seien und dass aufgrund des rechtlichen 
und medialen Drucks ein Bebauungsplan 
„light & fast“ angestrebt worden sei. 

Die Kritik wird zur Kenntnis genommen, be-
zieht sich jedoch hauptsächlich auf das 
Baugenehmigungsverfahren der Wohnge-
bäude an der Borkener Straße 139 a und b. 
Sie betrifft daher nicht das Bauleitplanver-
fahren des Bebauungsplans Nr. 155.  

Eine Beteiligung der Öffentlichkeit oder der 
Nachbarn ist im Rahmen eines Baugeneh-
migungsverfahrens rechtlich nicht vorge-
schrieben und wird daher auch in der Pra-
xis nicht durchgeführt. Im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens hat hingegen die 
gesetzlich vorgeschriebene Beteiligung der 
Betroffenen stattgefunden, die u.a. durch 
mehrere informelle Beteiligungs- und Ab-
stimmungsveranstaltungen ergänzt worden 
ist.  

Hinsichtlich des Vorwurfs, dass aufgrund 
des medialen und rechtlichen Drucks ein 
Bebauungsplan „light & fast“ aufgestellt 
worden sei wird darauf hingewiesen, dass 
es ein rechtliches Erfordernis ist, einen 
Bauleitplan aufzustellen, sobald und soweit 
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dies für die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist (§ 1 (3) BauGB). 
Es besteht demnach keine Wahl, ob ein Be-
bauungsplan aufzustellen ist, wenn ein 
städtebauliches Erfordernis vorliegt. Im 
vorliegenden Fall liegt dieses Erfordernis 
offenkundig vor, da u.a. der Bedarf an 
Wohnraum und Gewerbeflächen, als auch 
der Erhalt des Ortsbildes eine Steuerung 
erfordern. Nicht zuletzt auch deshalb, weil 
durch den Bebauungsplan Planungssicher-
heit und Rechtsklarheit geschaffen werden 
soll.  

Die Stellungnahme bezieht sich zwar auf 
den Planstand vom September 2019, je-
doch dürfte mittlerweile deutlich geworden 
sein, dass es sich nicht um ein Bebauungs-
plan „light & fast“ handelt. Dies lässt sich 
bereits an dem breiten Beteiligungsprozess 
im Rahmen der Überarbeitung des Bebau-
ungsplanes feststellen. Die Betroffenen 
konnten sich im Rahmen dieses Prozesses 
aktiv in die Überarbeitung des Bebauungs-
plans einbringen, wie u.a. aus den Proto-
kollen ersichtlich wird (s. Anlagen 11-14). 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

Es wird darum gebeten, die Öffentlichkeit 
bei der Entwicklung des künftigen Bauge-
bietes „Bernings Esch“ frühzeitig zu beteili-
gen mit dem Ziel, einen Interessensaus-
gleich herzustellen. 

Die Stellungnahme zur frühzeitigen Beteili-
gung zur Aufstellung des Bebauungsplans 
„Bernings Esch“ wird zur Kenntnis genom-
men. Sie betrifft nicht das vorliegende Be-
bauungsplanverfahren.  

Dennoch wird darauf hingewiesen, dass es 
gesetzlich verbindlich geregelt ist, die 
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Öffentlichkeit an der Bauleitplanung zu be-
teiligen (§ 3 BauGB). Eine Beteiligung der 
Öffentlichkeit erfolgt demnach zu jedem 
von der Stadt Coesfeld aufzustellenden o-
der zu ändernden Bauleitplan (Bebauungs-
plan und Flächennutzungsplan). Auch fin-
det hierbei jeweils ein sachgerechter Inte-
ressensausgleich zwischen den öffentli-
chen und den privaten Belangen statt – 
sog. Abwägung. Dies ist ebenfalls verbind-
lich durch das Baurecht vorgegeben und 
Teil eines jeden Bauleitplanverfahrens (§ 1 
(7) BauGB).  

Ein Beschluss ist daher nicht erforderlich. 
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2. Anregungen aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 

Vorbemerkung: Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB erfolgte in der Zeit vom 
12.09.2019 bis einschließlich 12.10.2019. Im Rahmen der Beteiligung wurden folgende Hinweise, Anregungen oder Bedenken (s. Anlage 7.1) 
geäußert. 

Nr. Stellungnahme Inhalt der Anregung Abwägung Beschlussvorschlag 

2.1 Fachbereich 30 –  
Feuerwehr 

(Mail vom 10.09.2019) 

Brandbekämpfung 

Es wird darauf hingewiesen, dass Zu-
gänge und Zuwegungen zum Grund-
stück und zu dem Bauvorhaben, sowie 
Drehleiteraufstell- und Bewegungsflä-
chen für die Feuerwehr gemäß den ge-
setzlichen Bestimmungen (Bauord-
nung etc.) einzuhalten seien. 

Es wird ferner darauf hingewiesen, 
dass eine Rettung von Menschen so-
wie eine wirksame Brandbekämpfung 
für die Feuerwehr entsprechend den 
gesetzlichen Baugesetzen etc. möglich 
sein müsse (2-Rettungsweg).  

Die Hinweise des Fachbereichs 30 – 
Feuerwehr hinsichtlich der gesetzlichen 
Bestimmungen zur Brandbekämpfung 
werden zur Kenntnis genommen.  

Die Hinweise betreffen nicht das Bauleit-
planverfahren, sondern die nachfol-
gende Genehmigungs- bzw. Ausbaupla-
nung. Eine explizite Ausweisung der ge-
nannten Flächen für die Feuerwehr be-
reits im Rahmen des Bebauungsplanes 
ist rechtlich nicht erforderlich und auch 
nicht zielführend, vielmehr ist eine fle-
xible Ausbauplanung in enger Abstim-
mung mit der Brandschutzdienststelle / 
Feuerwehr im Rahmen der Ausbaupla-
nung erforderlich. Auf der nachgelager-
ten Genehmigungs- und Ausbauebene 
kann sichergestellt werden, dass die 
vorgebrachten Belange eingehalten 
werden. 

Beschlussvorschlag 2.1 a) 

Es wird beschlossen, auf der 
nachgelagerten Ebene der 
Baugenehmigung zu prüfen 
und sicherzustellen, dass die 
einschlägigen Regelungen 
zur Brandbekämpfung (2. 
Rettungsweg, Zugänge / Zu-
wegungen etc.) eingehalten 
werden.  

Es wird darauf hingewiesen, dass eine 
angemessene Löschwasserversor-
gung gemäß DVGW-Regelwerk Ar-
beitsblatt W 405 zu beachten sei. 

Der Hinweis des FB 30 – Feuerwehr auf 
die Sicherstellung einer angemessenen 
Löschwasserversorgung wird zur Kennt-
nis genommen. 

Im Rahmen des Grundschutzes ist ge-
mäß dem DVGW-Regelwerk Arbeits-
blatt W 405 eine Löschwassermenge 

Beschlussvorschlag 2.1 b) 

Es wird beschlossen, dem 
Hinweis des Fachbereichs 30 
– Feuerwehr auf die Beach-
tung einer angemessenen 
Löschwasserversorgung zu 
folgen und daher einen 
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von 96 m³/h für die Dauer von 2 h vorzu-
halten (Annahme: Mischgebiet mit ≤ 3 
Vollgeschossen, einer GRZ zwischen 
0,3 und 0,7 und mittlerer Gefahr der 
Brandausbreitung). Die erforderliche 
Löschwassermenge kann aus dem 
Trinkwassernetz generell zur Verfügung 
gestellt werden. Da im nordöstlichen Be-
reich jedoch nur 48 m³/h aus dem Trink-
wassernetz bereitgestellt werden, soll im 
Kreuzungsbereich des Wirtschaftswe-
ges mit der Borkener Straße (Bereich 
Borkener Straße 140/140a) künftig ein 
weiterer Hydrant installiert werden. Ex-
plizite Festsetzungen zur Löschwasser-
versorgung sind im Bebauungsplan Nr. 
155 nicht erforderlich. 

Hydranten im Bereich des 
Wirtschaftsweges an der Bor-
kener Straße 140 / 140a zu 
installieren. 

 

2.2 Deutsche Telekom 
Technik GmbH –  
Technik Niederlassung 
West  

(Mail vom 18.09.2019) 

Es wird darauf hingewiesen, dass sich 
im Plangebiet Telekommunikationsli-
nien (TK-Linien) der Deutschen Tele-
kom Technik GmbH befänden. Der Be-
stand und der Betrieb der vorhandenen 
TK-Linien müssten gewährleistet wer-
den. Daher wird zudem angeregt, die 
konkreten Maßnahmen so auf die TK-
Linien abzustimmen, dass eine Verän-
derung oder Verlegung der TK-Linien 
vermieden werden könne.   

Es wird weiterhin darauf hingewiesen, 
dass bei der Bauausführung die Be-
schädigung der vorhandenen TK-Li-
nien zu vermeiden sei und ein ungehin-
derter Zugang zu diesen aus betriebli-
chen Gründen jeder Zeit möglich sein 

Die Anregungen und Hinweise der Deut-
schen Telekom Technik GmbH hinsicht-
lich der vorhandenen TK-Linien sowie 
deren Schutz und den ungehinderten 
Zugängen zu diesen für Wartungszwe-
cke werden zur Kenntnis genommen.  

Im Rahmen der Abschichtung auf die 
Genehmigungsebene kann sicherge-
stellt werden, dass die Belange der Te-
lekom berücksichtigt werden. Eine wei-
tergehende Festsetzung im Bebauungs-
plan ist nicht erforderlich. 

Beschlussvorschlag 2.2 

Es wird beschlossen, dem 
Hinweis der Deutschen Tele-
kom zu folgen und im nach-
gelagerten Baugenehmi-
gungsverfahren die aufge-
führten Belange nochmals zu 
prüfen sowie die Einhaltung 
der rechtlichen Vorgaben si-
cherzustellen.   



Stadt Coesfeld 
Abwägung Bebauungsplan Nr. 155 „Bereich Borkener Straße 128 bis 140“ 
 

Seite 17 von 26 
 

müsse, insbesondere gelte dies für Ab-
deckungen von Abzweigkästen und 
Kabelschächten sowie oberirdischen 
Gehäusen. Der Bauausführende habe 
sich daher vor Baubeginn bei der Tele-
kom über die Lage der vorhandenen 
TK-Linien zu informieren und die Kabel-
schutzanweisung der Telekom zu be-
achten. 

2.3 Kreis Coesfeld  

(Schreiben vom 
14.10.2019) 

Immissionsschutz 

Es wird darauf hingewiesen, dass ent-
gegen der Aussagen in der Begrün-
dung im Plangebiet Betriebe vorhan-
den wären, die in der Lange seien, er-
hebliche Umweltauswirkungen i.S.d. § 
3 BImSchG hervorzurufen. Es könne 
daher im Rahmen einer immissions-
schutzrechtlichen Prüfung eines Bau-
antrages zu sonstigem Wohnen im Ein-
wirkungsbereich der emittierenden Be-
triebe zu Einschränkungen oder Be-
denken gegen die Wohnnutzung kom-
men. 

Zudem könne eine Ausweisung von 
Wohnnutzungen im Quartier zu Ein-
schränkungen der gewerblichen Nut-
zungen führen.  

Die Hinweise des Immissionsschutzes 
des Kreises Coesfeld hinsichtlich im 
Plangebiet vorhandener Betriebe, durch 
die erhebliche Umweltauswirkungen 
hervorgerufen werden können und die 
einer Genehmigung von Wohnnutzun-
gen entgegenstehen können – oder um-
gekehrt eine Ausweisung von Wohnnut-
zungen zur Einschränkung gewerblicher 
Nutzungen führen kann – werden zur 
Kenntnis genommen.  

Weitergehende Regelungen zur Siche-
rung des Immissionsschutzes im Rah-
men des Bebauungsplanes sind jedoch 
nicht erforderlich, da dieser auf der 
Ebene der Baugenehmigung sicherge-
stellt wird.  

Darüber hinaus wird die Art der bauli-
chen Nutzung im Bebauungsplan als 
„Mischgebiet“ gem. § 6 BauNVO festge-
setzt. Dies ermöglicht ein Nebeneinan-
der von nicht störendem Gewerbe und 
Wohnen, wobei eine gegenseitige Rück-
sichtnahme erforderlich ist. Zudem stellt 
dies die klassische Kaskade zum 

Beschlussvorschlag 2.3 a) 

Es wird beschlossen die Hin-
weise des Kreises Coesfeld 
zum Immissionsschutz zur 
Kenntnis zu nehmen und ent-
sprechend die Art der bauli-
chen Nutzung als Mischge-
biet gem. § 6 BauNVO festzu-
setzen sowie ergänzend für 
das im Nordosten des Plan-
gebietes vorhandene Tief-
bauunternehmen eine 
Fremdkörperfestsetzung zu 
treffen, durch die die Verträg-
lichkeit des Unternehmens 
sowie gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse im Plan-
gebiet und in der Umgebung 
sichergesellt werden.  
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Trennungsgebot des § 50 BImSchG dar, 
da das östliche Wohngebiet von dem 
westlichen Gewerbegebiet durch ein 
Mischgebiet als Pufferzone getrennt ist.  

Des Weiteren enthält der überarbeitete 
Bebauungsplan in Abstimmung mit der 
Immissionsschutzstelle des Kreises Co-
esfeld eine Fremdkörperfestsetzung 
gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (10) 
BauNVO für den Tiefbaubetrieb im nord-
östlichen Planbereich. In der textlichen 
Festsetzung Nr. 1.2 werden u.a. klare 
Regelungen zu Änderungen und Erwei-
terungen getroffen, durch die sicherge-
stellt wird, dass dieser künftig bestehen 
bleiben kann, sich weiterhin verträglich 
in das Umfeld einfügt und gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt 
bleiben.  

Brandschutzdienststelle 

Es wird darauf hingewiesen, dass zur 
Sicherstellung des 2. Rettungsweges 
solche Gebäude, deren Fußböden 
mehr als 7,00 m bzw. deren Brüstun-
gen zum Anleitern der Feuerwehr mehr 
als 8,00 m über der angrenzenden Ge-
ländeoberfläche liegen, innerhalb der 
für die Kraftfahrdrehleiter sicherzustel-
lenden Hilfsfrist liegen müssten. Im 
Falle einer (erheblichen) Überschrei-
tung der Hilfsfrist sei der 2. Rettungs-
weg baulich sicherzustellen.   

Die Hinweise der Brandschutzdienst-
stelle des Kreises Coesfeld hinsichtlich 
der gesetzlichen Hilfsfristen und der Si-
cherstellung des 2. Rettungsweges wer-
den zur Kenntnis genommen.  

Sie betreffen nicht das Bebauungsplan-
verfahren, sondern können auf die nach-
folgende Genehmigungsebene abge-
schichtet werden. Im Rahmen der Bau-
genehmigung kann ein ausreichender 
Brandschutz, z.B. durch die Forderung 
eines zweiten Rettungsweges in Form 
einer 2. Treppe, sichergestellt werden. 
Weitergehende Festsetzungen zum 
Brandschutz im Bebauungsplan sind 

Beschlussvorschlag 2.3 b) 

Es wird beschlossen, die Hin-
weise der Brandschutzdienst-
stelle zu folgen und die Be-
lange in der nachgelagerten 
Ebene der Baugenehmigung 
erneut zu prüfen sowie die 
Einhaltung der rechtlichen 
Vorgaben sicherzustellen.  
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daher weder rechtlich erforderlich noch 
sinnvoll.  

 

Von den folgenden Behörden und Trägern öffentlicher Belange wurden im Rahmen der Beteiligung gem. § 4 (2) BauGB Stellungnahmen abgege-

ben, die keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken zur Aufstellung des Bebauungsplanes enthalten (s. Anlage 7.2): 

• Kreis Coesfeld – Straßenbau, Schreiben vom 14.10.2019 

• Kreis Coesfeld – Gesundheitsamt, Schreiben vom 14.10.2019 

• Stadtwerke Coesfeld GmbH, Schreiben vom 30.09.2019 

• Unitymedia NRW GmbH – Zentrale Planung, Schreiben vom 08.10.2019 

• Telefónica Germany GmbH & Co. OHG, Mail vom 27.09.2019 

• Industrie- und Handelskammer Nord Westfalen, Schreiben vom 01.10.2019 

• Gemeinde Nottuln, Schreiben vom 12.09.2019 

• Bezirksregierung Münster – Dezernat 54 Wasserwirtschaft, Schreiben vom 13.09.2019 

• Evonik Technology & Infrastructure GmbH, Mail vom 11.09.2019 

• Vodafone GmbH, Mail vom 10.09.2019 

• PLEdoc GmbH, Schreiben vom 11.09.2019 

• Thyssengas, Schreiben vom 19.09.2019 

• Handwerkskammer Münster, Schreiben vom 11.10.2019 

• Fachbereich 70, Mitteilung vom 22.10.2019 
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3. Anregungen aus der erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 4a (3) i.V.m. § 3 (2) BauGB 

Vorbemerkung: Am 17.02.2022 hat der Rat der Stadt Coesfeld die erneute öffentliche Auslegung gem. § 4a (3) i.V.m. § 3 (2) BauGB beschlos-
sen. Die erneute öffentliche Auslegung wurde im Amtsblatt Nr. 3/2022 der Stadt Coesfeld am 18.02.2022 öffentlich bekannt gemacht. Die er-
neute öffentliche Auslegung der Planunterlagen erfolgte im Zeitraum vom 26.02.2022 bis einschließlich zum 28.02.2022. 

In diesem Rahmen wurden keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken geäußert. 

 

4. Anregungen aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4a (3) i.V.m. § 4 (2) BauGB 

Vorbemerkung: Am 17.02.2022 hat der Rat der Stadt Coesfeld die erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4a (3) i.V.m. § 4 (2) BauGB beschlossen. Die erneute Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange erfolgte in der Zeit 
vom 26.02.2022 bis einschließlich 28.03.2022. 

Im Rahmen der Beteiligung wurden folgende Hinweise, Anregungen oder Bedenken (s. Anlage 8.1) geäußert. 

Nr. Stellungnahme Inhalt der Anregung Abwägung Beschlussvorschlag 

4.1 Ericsson Services 
GmbH 

(Mail vom 23.02.2022) 

Es wird darauf hingewiesen, dass be-
züglich des Richtfunks seitens der 
Ericsson Services GmbH keine Ein-
wände oder spezielle Planungsvorga-
ben bestünden. Für das übrige Netz 
solle die Deutsche Telekom einbezo-
gen werden. 

Der Hinweis der Ericsson Services 
GmbH hinsichtlich des Einbezugs der 
Deutschen Telekom in das Beteili-
gungsverfahren wird zur Kenntnis ge-
nommen.  

Eine Beteiligung der Deutschen Tele-
kom erfolgte sowohl zur Offenlage 
(12.09-12.10.19) als auch zu erneuten 
Offenlage (26.02-28.03.22). 

Ein Beschluss ist daher nicht erforder-
lich. 

 

4.2 Bezirksregierung Arns-
berg – Abt. 6 Bergbau 
und Energie in NRW 

(Mail vom 04.03.2022) 

Es wird darauf hingewiesen, dass der 
Planbereich über den auf Eisenstein 
verleihenden Bergwerksfeldern „Wil-
helm IV“ und „Wilhelm VI“ sowie über 
dem auf Steinkohle verliehenen 

Die Hinweise der Bezirksregierung 
Arnsberg auf die auf Eisenstein und 
Steinkohle verliehenen Bergwerksfel-
der unter dem Plangebiet sowie da-
rauf, dass auch heute noch einwir-
kungsrelevanter Bergbau nicht 

Beschlussvorschlag 4.2  

Es wird beschlossen, den 
Hinweis der Bezirksregie-
rung Arnsberg auf die unter 
dem Plangebiet liegenden 
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Bergwerksfeld „Coesfeld“ läge, letzte-
res im Eigentum des Landes NRW.  

Es seien aber aus wirtschaftlichen und 
geologischen Gründen auch in abseh-
barer Zukunft auf den Bergwerksfel-
dern des Landes NRW keine bergbau-
lichen Tätigkeiten zu erwarten. Dar-
über hinaus sei ebenfalls kein auch 
heute noch einwirkungsrelevanter 
Bergbau verzeichnet.  

verzeichnet ist, werden zur Kenntnis 
genommen.  

Auswirkungen auf die Planung beste-
hen demnach nicht. Im Rahmen der re-
daktionellen Anpassung des Bebau-
ungsplanes und der Begründung wird 
ein entsprechender Hinweis aufge-
nommen und damit der Hinweispflicht 
und der Anstoßfunktion der Gemeinde 
Rechnung getragen. 

Bergwerksfelder in den Be-
bauungsplan und die Be-
gründung aufzunehmen. Da 
es sich um keine relevante 
Änderung der Planung, son-
dern um eine redaktionelle 
Anpassung handelt, ist kei-
ne erneute Offenlage erfor-
derlich.  

Es wird angeregt, der Eigentümerin 
der Bergwerksfelder „Wilhelm IV“ und 
„Wilhelm VI“ Gelegenheit zur Stellung-
nahme zum Bebauungsplan, u.a. in 
Bezug auf mögliche künftige bergbau-
liche Planungen, bergbaulichen Ein-
wirkungen aus bereits umgegange-
nem Bergbau sowie vorliegender wei-
terer Informationen bzgl. bergscha-
densrelevanter Fragestellungen und 
zu dem Erfordernis von Anpassungs- 
und Sicherungsmaßnahmen zur Ver-
meidung von Bergschäden, zu geben. 
Es sei möglich, dass dieser auch Infor-
mationen zu Bergbau in dem betreffen-
den Bereich vorlägen, die der Bezirks-
regierung Arnsberg nicht bekannt 
seien.  

Es wird ferner darauf hingewiesen, 
dass diese Fragestellungen grund-
sätzlich privatrechtlich zwischen 
Grundstückseigentümer:in / Vorha-
benträger:in und Bergwerksunter-

Die Anregung und Hinweise der Be-
zirksregierung Arnsberg hinsichtlich 
der Beteiligung der Eigentümerin der 
Bergwerksfelder „Wilhelm IV“ und „Wil-
helm VI“ werden zur Kenntnis genom-
men.  

Die Eigentümerin hatte im Rahmen der 
parallelen erneuten Beteiligung der Öf-
fentlichkeit die Gelegenheit, eine Stel-
lungnahme zu dem Bebauungsplan 
abzugeben. Es wird daher nicht das 
Erfordernis gesehen, die Eigentümerin 
noch einmal gesondert zu beteiligen. 
Zudem liegen der Bezirksregierung 
Arnsberg keine Hinweise auf die Nut-
zung oder die Planung eines künftigen 
Abbaus von Bodenschätzen durch die 
Eigentümerin vor, die eine Abstim-
mung mit der Eigentümerin erforderlich 
machen würden.   

Ein Beschluss ist daher nicht erforder-
lich. 
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nehmer:in / Feldeseigentümer:in zu re-
geln seien. 

4.3 Emergy  

(Mail vom 02.03.2022) 

Es wird darauf hingewiesen, dass für 
den nördlichen Bereich Lindenweg / 
Borkener Str. 132/138 direkt nur 48 
m³/h aus dem Trinkwassernetz zur 
Verfügung gestellt werden könnten 
und nicht die erforderliche Löschwas-
sermenge von 96 m³/h. Die Rest-
menge könne aber über eine längere 
Lauflänge aus der Borkener Str. her-
beigeschafft werden. Diskussionen zur 
besseren Versorgung des Bereiches 
mit Löschwasser seien bereits im ent-
sprechenden Arbeitskreis 2021 disku-
tiert worden. 

Der Hinweis der Emergy auf die gerin-
gere direkte Verfügbarkeit von Lösch-
wasser aus dem Trinkwassernetz für 
den Bereich Lindenallee / Borkener 
Str. 132/138 wird zur Kenntnis genom-
men.  

Zwischenzeitlich erfolgte hierzu eine 
Abstimmung mit der Brandschutz-
dienststelle und der Emergy. Im Ergeb-
nis wurde sich darauf verständigt, im 
Bereich östlich der Borkener Straße 
140/140a im Einmündungsbereich der 
Borkener Straße in den Wirtschafts-
weg einen Hydranten zu errichten, 
durch den der Grundschutz sicherge-
stellt werden kann.  

Beschlussvorschlag 4.3 

Es wird beschlossen, den 
Hinweis der Emergy hin-
sichtlich der Löschwasser-
versorgung aus dem Trink-
wassernetz zur Kenntnis zu 
nehmen und zum Zweck ei-
ner besseren Löschwasser-
versorgung des Gebietes ei-
nen Hydranten im Einmün-
dungsbereich der Borkener 
Straße 140/140a zu errich-
ten. 

4.4 Vodafone GmbH 

Mail vom 16.03.2022 

Es wird auf den Verlauf der Richt-
funkstrecken im Umfeld des Plange-
bietes hingewiesen und darauf, dass 
ein Freiraum von mind. 25 m in jede 
Richtung um diese Strecken einzuhal-
ten sei.  

Der Hinweis der Vodafone GmbH auf 
die im Umfeld des Plangebietes ver-
laufenden Richtfunkstrecken wird zur 
Kenntnis genommen.  

Aus dem angefügten Plan (s. Anlage 
8.1) wird ersichtlich, dass das Plange-
biet ca. 130 m von der nächstgelege-
nen Richtfunkstrecke der Vodafone 
GmbH entfernt liegt. Durch den Bebau-
ungsplan Nr. 155 wird der Belang der 
Vodafone GmbH (Sicherheitsabstand) 
somit berücksichtigt.   

Beschlussvorschlag 4.4 

Es wird beschlossen, dem 
Hinweis der Vodafone 
GmbH auf den Verlauf der 
Richtfunkstrecken im Um-
feld des Plangebietes und 
den einzuhaltenden Sicher-
heitsabstand zu folgen. Das 
Plangebiet liegt deutlich au-
ßerhalb der aufgeführten Si-
cherheitsabstände.  

4.5 Brandschutzdienststelle Der Hinweis der Brandschutzdienst-
stelle hinsichtlich fehlender Aussagen 
in der Begründung zur 

Beschlussvorschlag 4.5 a) 
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Kreis Coesfeld 

Schreiben vom 
24.03.2022 

Es wird darauf hingewiesen, dass in 
der Begründung keine Aussagen zur 
planungsrechtlichen Zulässigkeit des 
Feuerwehrgerätehauses im MI 2 getä-
tigt worden seien. Daher regt die 
Brandschutzdienststelle an, die Unbe-
denklichkeit mit der Immissionsschutz-
behörde abzustimmen. 

planungsrechtlichen Zulässigkeit des 
Feuerwehrgerätehauses im MI 2 sowie 
die Anregung, die Unbedenklichkeit 
mit der Immissionsschutzbehörde ab-
zustimmen, werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

In dem von der Brandschutzdienst-
stelle benannten Grundstück befindet 
sich derzeit kein Feuerwehrgerä-
tehaus, gleichwohl wird derzeit ein 
Baugenehmigungsverfahren zur Ge-
nehmigung eines solchen Vorhabens 
auf dem Grundstück Borkener Straße 
134 bearbeitet. Eine Beteiligung der 
Behörden – u.a. des Kreises und der 
Immissionsschutzbehörde – ist bereits 
erfolgt, eine Rückmeldung steht noch 
aus.  

Da die Baugenehmigung noch nicht er-
teilt worden ist, ist im Bebauungsplan 
diesbezüglich auch keine besondere 
Rücksicht zu nehmen, da der Bebau-
ungsplan vor Erteilung der Baugeneh-
migung Rechtskraft erlangen wird und 
die planungsrechtliche Zulässigkeit so-
dann nach den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes zu beurteilen ist. 
Gleichwohl ist davon auszugehen, 
dass das Vorhaben den Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes entspricht 
und daher zugelassen werden kann, 
wenn sich immissionsschutzrechtlich 
die Unbedenklichkeit herausstellt. Wie 
zuvor erwähnt, hat eine Beteiligung der 

Es wird beschlossen, der 
Anregung des Kreises Co-
esfeld – Brandschutzdienst-
stelle zu folgen und das ge-
plante Vorhaben eines Feu-
erwehrgerätehauses im 
Plangebiet mit der Immissi-
onsschutzbehörde abzu-
stimmen. Die Beteiligung er-
folgt im Rahmen des Bauge-
nehmigungsantrages.   
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Immissionsschutzbehörde bereits 
stattgefunden.  

Brandschutzdienststelle 

Es wird darauf hingewiesen, dass 
gem. § 4 BauO NRW eine befahrbare, 
öffentlich-rechtlich gesicherte Zufahrt 
zu einer befahrbaren öffentlichen Ver-
kehrsfläche für den Einsatz von Feuer-
lösch- und Rettungsgeräten für die bei-
den rückwärtigen Wohngebäude auf 
den Flurstücken 222 und 223 (Gemar-
kung Coesfeld-Kirchspiel, Flur 62) ge-
geben sein müsse. Es sei nicht ab-
schließend erkenntlich, wie die Zufahrt 
zu den beiden Grundstücken gesichert 
sei. 

Die Hinweise der Brandschutzdienst-
stelle hinsichtlich des Erfordernisses 
einer öffentlich gesicherten Zufahrt zu 
einer befahrbaren öffentlichen Ver-
kehrsfläche für die rückwärtigen 
Wohngebäude der Flurstücke 222 und 
223 (Gemarkung Coesfeld-Kirchspiel, 
Flur 62) wird zur Kenntnis genommen.  

Im Rahmen eines Bebauungsplans ist 
die Erschließung eines Baugebietes si-
cherzustellten. Im vorliegenden Fall ist 
in der Gemarkung Coesfeld-Kirchspiel, 
Flur 62 für das Flurstück Nr. 224 be-
reits eine Baulast mit einem Geh- und 
Fahrrecht zugunsten der Eigentümer 
der Flurstücke 221, 222 und 223 (sel-
bige Gemarkung und Flur) eingetra-
gen. Ergänzend dazu wird auch für die 
Flurstücke 77 (selbige Gemarkung und 
Flur) und 86 (Gemarkung Coesfeld-
Stadt, Flur 36) eine Baulast mit dem In-
halt eines Geh- und Fahrrechtes zu-
gunsten der o.g. Eigentümer ein getra-
gen. Ferner wird der bestehende Wirt-
schaftsweg über ein Widmungsverfah-
ren als öffentliche Straße gewidmet.  

Hierdurch wird – auch in Bezug auf die 
§§ 4 und 5 BauO NRW – sichergestellt, 
dass die entsprechenden Grundstücke 
öffentlich erschlossen sind und eine öf-
fentlich-rechtliche Zuwegung zu 

Beschlussvorschlag 4.5 b) 

Es wird beschlossen, dem 
Hinweis des Kreises Coes-
feld – Brandschutzdienst-
stelle auf das Erfordernis ei-
ner öffentlich gesicherten 
Zuwegung zu öffentlich be-
fahrbaren Verkehrsflächen 
für die Grundstücke Gemar-
kung Coesfeld-Kirchspiel, 
Flur 62, Flurstücke 222 und 
223 zu folgen und eine ent-
sprechende Baulast mit ei-
nem Geh- und Fahrrecht zu-
gunsten der Eigentümer der 
o.g. Grundstücke für die 
Flurstücke 77 (Gemarkung 
Coesfeld-Kirchspiel, Flur 62) 
und 86 (Gemarkung Coes-
feld-Stadt, Flur 36) einzutra-
gen sowie ein Widmungs-
verfahren für die Flurstücke 
31 (Gemarkung Coesfeld-
Kirchspiel, Flur 62) und 376 
(Gemarkung Coesfeld-
Stadt, Flur 36) als öffentliche 
Straße einzuleiten.  
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öffentlich befahrbaren Verkehrsflä-
chen gegeben ist.   

Brandschutzdienststelle 

Weiterhin wird darauf hingewiesen, 
dass die genannten Wohngebäude 
(Gemarkung Coesfeld-Kirchspiel, Flur 
62, Flurstücke 222 und 223) ganz oder 
in Teilen mehr als 50 m von einer öf-
fentlichen Verkehrsfläche entfernt 
seien, sodass gem. § 5 (1) BauO NRW 
aus Gründen des Feuerwehreinsatzes 
eine Zufahrt zu den Gebäuden erfor-
derlich sei. Inwiefern dies über eine 
Baulast im Baugenehmigungsverfah-
ren geregelt wurde, sei nicht bekannt. 

Der Hinweis der Brandschutzdienst-
stelle, dass eine Zufahrt zu den beiden 
Wohngebäuden auf den Flurstücken 
222 und 223 der Gemarkung Coesfeld-
Kirchspiel, Flur 62 erforderlich ist, wird 
zur Kenntnis genommen.  

Die Zufahrt zu den genannten Grund-
stücken sowie zu dem Grundstück Ge-
markung Coesfeld-Kirchspiel, Flur 62, 
wird öffentlich-rechtlich über die Eintra-
gung entsprechender Baulasten mit 
Geh- und Fahrrechten zugunsten der 
Eigentümer der genannten Grundstü-
cke gesichert. Ebenso erfolgt ein Wid-
mungsverfahren für den Wirtschafts-
weg als öffentliche Straße.  

Beschlussvorschlag 4.5 c) 

Es wird beschlossen, dem 
Hinweis des Kreises Coes-
feld – Brandschutzdienst-
stelle auf das Erfordernis ei-
ner öffentlich gesicherten 
Zuwegung zu öffentlich be-
fahrbaren Verkehrsflächen 
für die Grundstücke Gemar-
kung Coesfeld-Kirchspiel, 
Flur 62, Flurstücke 222 und 
223 zu folgen und eine ent-
sprechende Baulast mit ei-
nem Geh- und Fahrrecht zu-
gunsten der Eigentümer der 
o.g. Grundstücke für die 
Flurstücke 77 (Gemarkung 
Coesfeld-Kirchspiel, Flur 62) 
und 86 (Gemarkung Coes-
feld-Stadt, Flur 36) einzutra-
gen sowie ein Widmungs-
verfahren für die Flurstücke 
31 (Gemarkung Coesfeld-
Kirchspiel, Flur 62) und 376 
(Gemarkung Coesfeld-
Stadt, Flur 36) als öffentliche 
Straße einzuleiten.  

Straßenbau 

Es wird darauf hingewiesen, dass 
keine Bedenken bestünden und darum 
gebeten, den Kreis Coesfeld frühzeitig 

Der Hinweis des Kreises Coesfeld – 
Straßenbau, dass keine Bedenken be-
stehen und die Bitte um frühzeitige Be-
teiligung im Falle von Nutzungsände-
rungen im B-Plan-Gebiet, bei denen 

Beschlussvorschlag 4.5 d) 

Es wird beschlossen, der 
Bitte des Kreises Coesfeld – 
Straßenbau zu folgen und 
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im Falle einer Nutzungsänderung im 
Bereich des Bebauungsplanes, bei 
dem mit einer erheblichen Erhöhung 
des Verkehrsaufkommens zu rechnen 
ist, zu beteiligen.   

eine erhebliche Erhöhung des Ver-
kehrsaufkommens zu erwarten sind 
werden zur Kenntnis genommen.  

Die Stellungnahme betrifft nicht das 
Bauleitplanverfahren, sondern das 
nachgelagerte Baugenehmigungsver-
fahren. Der Kreis Coesfeld wird im 
Rahmen der Beteiligung der Behörden 
im Baugenehmigungsverfahren ent-
sprechend beteiligt.  

im Falle von Nutzungsände-
rungen im Plangebiet, die zu 
einer erheblichen Erhöhung 
der Verkehrsaufkommens 
führen können, den Kreis 
Coesfeld zu beteiligen.   

 

Von den folgenden Behörden und Trägern öffentlicher Belange wurden im Rahmen der erneuten Beteiligung gem. § 4a (3) i.V.m. § 4 (2) BauGB 
Stellungnahmen abgegeben, die keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken zur Aufstellung des Bebauungsplanes enthalten (s. Anlage 8.2): 

• Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Schreiben vom 23.02.2022 

• Bezirksregierung Münster – Dezernat 52 Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Schreiben vom 23.02.2022 

• PLEdoc GmbH, Schreiben vom 24.02.2022 

• Bezirksregierung Münster – Dezernat 54 Wasserwirtschaft, Schreiben vom 25.02.2022 

• Evonik Operations GmbH – Technology & Infrastructure, Mail vom 25.02.2022  

• Amprion GmbH, Mail vom 03.03.2022 

• Bezirksregierung Münster – Dezernat 33 Flurbereinigungsbehörde, Schreiben vom 03.03.2022 

• Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen, Schreiben vom 08.03.2022 

• Handwerkskammer Münster, Schreiben vom 23.03.2022 

• Industrie- und Handelskammer Nord Westfalen, Schreiben vom 24.03.2022 

• Kreis Coesfeld – Gesundheitsamt, Schreiben vom 24.03.2022 

• Kreis Coesfeld – Umweltamt, Schreiben vom 24.03.2022 


